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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat ein Urteil gefällt, das
den Internetzugang aus dem Gefängnis zu bestimmten Websites mit juristischen
Informationen garantiert. In der Rechtssache Ramazan Demir gegen die Türkei
stellte der EGMR fest, dass die Weigerung der türkischen Behörden, einem
Gefangenen zu gestatten, Websites zu Rechtsfragen, einschließlich der Website
des Europäischen Gerichtshofs, zu konsultieren, das in Artikel 10 der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) garantierte Recht des
Gefangenen verletzt, Informationen zu empfangen.

Der Fall betrifft die Weigerung der Gefängnisbehörden, einem Antrag auf Zugang
zu bestimmten Websites stattzugeben, den Ramazan Demir im Laufe seiner
Untersuchungshaft im Silivri-Gefängnis im Jahr 2016 gestellt hatte. Demir, ein
Rechtsanwalt, beantragte den Zugang zu den Websites des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte, des Verfassungsgerichts und des
Staatsanzeigers, um seine eigene Verteidigung vorzubereiten und die Fälle seiner
Mandanten zu verfolgen. Nach der Ablehnung durch die Gefängnisbehörden
wiesen auch die erste Instanz und das Berufungsgericht sowie das
Verfassungsgericht seinen Antrag ab.

Unter Berufung auf Art. 10 EMRK klagte Demir vor dem EGMR, dass die
Verweigerung des Zugangs zu den drei fraglichen Websites sein Recht verletzt
habe, Informationen und Meinungen zu empfangen. Zunächst einmal bekräftigt
der EGMR ganz allgemein, dass angesichts seiner Verfügbarkeit und seiner
Möglichkeit, enorme Datenmengen zu speichern und zu übermitteln, das Internet
eine wichtige Rolle bei der Förderung des öffentlichen Zugangs zu Nachrichten
und bei der leichteren Verbreitung von Informationen spielt. Er verweist auch auf
eine Reihe von Instrumenten des Europarats und anderer internationaler
Instrumente, die den öffentlichen Wert des Internets und seine Bedeutung für die
Wahrnehmung der Menschenrechte anerkennen. Der EGMR betont die wichtige
Rolle, die das Internet im Alltag des Einzelnen spielt, da immer mehr
Informationen und Dienstleistungen nur im Internet verfügbar sind. Als nächstes
stellt der EGMR fest, dass eine Inhaftierung unweigerlich eine Reihe von
Einschränkungen der Kommunikation der Gefangenen mit der Außenwelt mit sich
bringt, einschließlich ihrer Möglichkeit , Informationen zu empfangen. Der EGMR
stellt klar, dass Art. 10 EMRK keinesfalls eine generelle Verpflichtung auferlegt,
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Gefangenen Zugang zum Internet zu gewähren. Der EGMR hat jedoch in früheren
Fällen Verstöße gegen Artikel 10 festgestellt, weil Gefangenen der Zugang zu
bestimmten Websites verweigert wurde, insbesondere zu Websites mit
rechtlichen Informationen und Bildungsinhalten (siehe Jankovskis gegen Litauen
und Kalda gegen Estland, IRIS 2016-4/2). Im vorliegenden Fall sehen die
türkischen Rechtsvorschriften vor, dass Gefangenen im Rahmen von Ausbildungs-
und Rehabilitationsprogrammen Zugang zum Internet gewährt werden kann. Der
EGMR ist der Ansicht, dass nicht ausgeschlossen werden konnte, dass Demirs
Antrag auf Ausbildung und Rehabilitation abzielte, was den Internetzugang für
Gefangene nach den nationalen Rechtsvorschriften rechtfertigt, insbesondere im
Hinblick auf Demirs berufliche Tätigkeit als Rechtsanwalt und die Art der drei
Websites, zu denen er Zugang beantragte. Der EGMR berücksichtigte, dass eine
große Anzahl seiner Urteile und Entscheidungen, aber auch die des
Verfassungsgerichts, nur online verfügbar waren und Zugriff und Recherche auf
den betreffenden Websites erforderten.

Der Gerichtshof stellt fest, dass die türkischen Behörden keine ausreichenden
Erklärungen dafür geliefert haben, warum Demirs Zugang zu den Websites nicht
als zu seiner Ausbildung und Rehabilitation gehörig angesehen werden konnte. Es
wurden auch keine anderen Gründe genannt, etwa ob und warum Demir als ein
Gefangener zu betrachten ist, der eine bestimmte Gefahr darstellt oder einer
illegalen Organisation angehört, der der Internetzugang eingeschränkt werden
könnte. Obwohl die von den türkischen Behörden vorgebrachten
Sicherheitserwägungen als stichhaltig angesehen werden mussten, stellt der
EGMR fest, dass die nationalen Gerichte keine detaillierte Analyse der
Sicherheitsrisiken vorgenommen hatten, die sich aus Demirs Zugang zu diesen
drei Websites ergeben hätten, insbesondere angesichts der Tatsache, dass die
fraglichen Websites staatlichen Behörden und einer internationalen Organisation
gehören. Außerdem hätte Demir diese Websites nur unter Aufsicht der Behörden
und unter den von ihnen festgelegten Bedingungen aufgerufen.
Dementsprechend wurden von den türkischen Behörden keine relevanten und
ausreichenden Gründe angeführt, um die Maßnahme als in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig zu rechtfertigen. Der EGMR befand daher, dass ein
Verstoß gegen Artikel 10 EMRK vorliegt.

Judgment by the European Court of Human Rights, Second Section, in
the case of Ramazan Demir v. Turkey, Application no. 68550/17, 9
February 2021

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-207804

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Zweite Sektion, in der
Rechtssache Ramazan Demir gegen die Türkei, Beschwerde Nr. 68550/17, 9.
Februar 2021
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